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Einleitung 

Der Begriff  der Wahrscheinlichkeit, der „Ungewißheit als notwen-
digen Bestandteil impliziert, muß dem Juristen, der sich vorwiegend 
mi t der Eliminierung von Ungewißheit beschäftigt, von vornherein 
Mißbehagen bereiten"1. In der Tat erscheint das Denken in Wahrschein-
lichkeiten auf den ersten Blick als eine A r t Fremdkörper in der jur ist i -
schen Denk- und Entscheidungsweise. Wo etwas nur wahrscheinlich ist, 
ist immer auch das Unwahrscheinliche möglich. Wer eine Entscheidung 
auf eine Annahme stützt, die nur wahrscheinlich ist, macht sich das 
Risiko bewußt, daß sich seine Entscheidung später als „falsch" erweist. 
Die Minimierung dieses Risikos ist ein legitimes Anliegen und die 
Pflicht eines jeden, der verantwortlich Entscheidungen zu treffen  hat. 
Ob man das Risiko allerdings dadurch minimieren kann, daß man auf 
die Berücksichtigung von Wahrscheinlichkeitsurteilen verzichtet und 
mi t Hilfe von Beweislastregeln aus Ungewißheit eine Quasi-Gewißheit 
macht, ist fraglich. 

Der erste Eindruck, die Berücksichtigung von Wahrscheinlichkeits-
urteilen sei der juristischen Entscheidungsweise fremd, kann ohnehin 
allenfalls dort richtig sein, wo das materielle Recht das sichere Vor-
liegen bestimmter tatsächlicher Voraussetzungen zur Bedingung für den 
Eintr i t t einer Rechtsfolge macht. Das ist keineswegs immer der Fall. 
Zahlreiche Rechtsbegriffe  beziehen sich auf Situationen der Ungewiß-
heit. Der bedeutsamste und auf allen Rechtsgebieten am häufigsten 
verwendete dürfte der der „Gefahr" sein, der als „Wahrscheinlichkeit 
eines schädlichen Ereignisses" definiert  wird. Eine Reihe weiterer Be-
griffe  wie „Besorgnis", „Befürchtung",  „Verdacht" etc. verweisen auf 
die Erforderlichkeit  von Wahrscheinlichkeitsurteilen. Andere Begriffe 
wie „Zuverlässigkeit", „Eignung" tun dies zwar nicht in so deutlich 
erkennbarer Weise; sie erfordern  aber Prognosen, die unter Unsicher-
heit abgegeben werden müssen und nur Wahrscheinlichkeitsurteile sein 
können. Die Rechtsprechung muß solche Prognosen kontrollieren. Des-
halb muß die Rechtswissenschaft die Fragen aufwerfen,  was mit dem 
(Rechts-)Begriff  der Wahrscheinlichkeit gemeint ist und sinnvollerweise 
gemeint sein kann, mi t und in welchen anderen Begriffen  der der Wahr-
scheinlichkeit gemeint ist, ob es qualitativ oder nur quantitativ verschie-

1 Kühne,  NJW 1979, 617 (618 f.). 
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dene Wahrscheinlichkeitsurteile gibt und wie diese angemessen formu-
l iert werden können. Die Probleme, die sich dabei stellen, komplizieren 
sich, wenn es sich nicht nur um ihrem Gegenstand nach leicht abgrenz-
bare Einzelfallprognosen handelt, die aufgrund der „allgemeinen Le-
benserfahrung"  abgegeben werden können, sondern um hochdifferen-
zierte probalistische Risikoanalysen, wie sie im Recht der technischen 
Sicherheit und insbesondere im Atomrecht verwendet werden, oder um 
komplexe „Globalprognosen"2, wie sie in Planungsentscheidungen der 
Verwaltung und in gesetzgeberische Entscheidungen, insbesondere bei 
„entwicklungssteuernden" Gesetzen8, eingehen. 

Prognosen spielen in der Rechtsprechung nicht nur dort eine Rolle, 
wo sie kontroll iert werden müssen; die Rechtsprechung muß auch eigene 
Prognoseentscheidungen treffen, ζ. B. wenn es bei der Anwendung des 
Gefahrbegriffs  und verwandter Begriffe  nicht auf eine ex-ante-Betrach-
tung im Zeitpunkt der zu kontrollierenden, sondern auf die Situation 
im Zeitpunkt der zu treffenden  Entscheidung ankommt, ebenso bei der 
Abwägung im Rahmen der Entscheidung über den Erlaß einstweiliger 
Anordnungen bzw. Verfügungen und generell dort, wo Folgenabwä-
gungen im Auslegungs- und Entscheidungsprozeß eine Rolle spielen. 

Wahrscheinlichkeitsurteile müssen nicht nur im Zusammenhang mit 
Prognoseentscheidungen getroffen  werden. Auch über Tatsachen, die 
in der Gegenwart oder der Vergangenheit liegen, besteht so häufig 
Ungewißheit, daß derjenige, der unter Entscheidungszwang steht, sich 
mi t dem begnügen muß, was ihm „wahr scheint". Das ergibt sich nicht 
etwa nur aus der prinzipiellen Begrenztheit menschlichen Erkenntnis-
vermögens, sondern daraus, daß in aller Regel die Informationsgrund-
lage für eine Entscheidung aus praktischen Gründen sehr viel begrenz-
ter ist, als sie theoretisch sein könnte. 

Die Situation der Entscheidung unter Ungewißheit w i r f t  spezifische 
Probleme auf. Es ist nicht damit getan, das Für und Wider der zur 
Wahl stehenden Handlungsalternativen abzuwägen, wenn die Um-
stände, aus denen sich das Für und Wider ergibt, ungewiß sind und 
insbesondere, wenn sie in unterschiedlichem Maße wahrscheinlich sind. 
Dann stellt sich die Frage, wie Ungewißheit, Risiko und Wahrschein-
lichkeitsurteile in einer Entscheidung verarbeitet werden. In der Ent-
scheidungstheorie ist deshalb der Wahrscheinlichkeitsbegriff  eine zen-
trale Kategorie. I n der Rechtswissenschaft dagegen, die eine A r t beson-
derer Entscheidungstheorie darstellt, werden der Begriff  der Wahr-
scheinlichkeit und die spezifischen Probleme des Entscheidens aufgrund 

2 Breuer, Der Staat 16 (1977), S. 21 (32). 
3 Zu diesem Gesetzestypus P. Häberle,  AöR 102 (1977), S. 27 (57 ff.);  Lerche, 

Festgabe für Maunz, S. 285 (299). 
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von Wahrscheinlichkeitsurteilen bisher wenig thematisiert, obwohl sich 
gerade hier die Chance bietet, durch Herausarbeiten des gemeinsamen 
Kerns verschiedener Rechtsbegriffe  Denkstrukturen zu finden, die die 
einzelnen Rechtsgebiete untereinander, aber auch juristisches Denken 
mit dem anderer Disziplinen verbinden. 


